Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1849 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/1 — A 0213 — 7/59 


Bonn, den 11. Mai 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1959 
(§ 33 Abs. 1 RHO) 


Gemäß § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung überreiche ich 
die Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgaben im Betrage von 10 000 DM und darüber für das 
3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1959. 


Etzel 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1959 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1959 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 



Einzelplaii 06 - 

— Bundesminister des Innern — 

06 19 
apl. 404 

! - i 

*) 76 100,— 

Gebühren für Warnstelleneinrichtungen 

Bis zum Erlaß einer Rechtsverordnung zu § 7 Abs. 1 des 


Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölke- 
rung vom 9. Oktober 1957 müssen die an die Deutsche Bundes- 
post zu zahlenden Gebühren für Warnstelleneinricbtungen 
vom Bund getragen werden, weil für die Warnstelleninha- 
ber dazu keine Rechtspflicht besteht. Für die im Rechnungs- 
jahr 1959 eingerichteten Warnstellen ist mit Gebühren in 
Höhe von 76 100 DM zu rechnen. 

Die Ausgabe ist 

a) unvorhergesehen, da mit einem früheren Erlaß der 
Rechtsverordnung gerechnet wurde und 


06 19 
apL 954 


b) unabweisbar, da der Luftschutzwarndienst beschleunigt 
aufgestellt werden muß. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 402. 


•) 250 000,— 


Einrichtungskosten für Warnsteileneinrichtungen 


Bis zum Erlaß der Rechtsverordnung zu § 7 Abs. 1 des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
vom 9. Oktober 1957 müssen die an die Deutsche Bundes- 
post zu zahlenden Einrichtungskosten für die Warnstellen- 
apparate vom Bund vorfinanziert werden. Nach Erlaß der 
Rechtsverordnung werden die Beträge von den Warnstellen- 
inhabern erstattet. 


Die Ausgabe ist 

a) unvorhergesehen, da mit einem früheren Erlaß der 
Rechtsverordnung gerechnet wurde und 


b) unabweisbar, da der Luftschutzwarndienst beschleunigt 
aufgestellt werden muß. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 402. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

Tit " 

betrag 

1959 

mäßigen Aus- 
gabeniitteln sind 

Begründung 


ziigewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

06 25 ! — *) 61 000, — I Finanzhilfe zu Aufschließungsmaßnahmen bei Wohnsied- 

aph 572 ' I langen 

! Für Be- und Entwässerungsanlagen, die durch den Bau von 
; Wohnungen für den Bundesgrenzschutz erforderlich wurden, 

I mußte der Stadt Gifhorn ein Darlehen gewährt werden. 

! I Die Mehrausgabe war 

' a) unabweisbar, da sonst die Wohnungen nicht fertiggestellt 
j I j und bezogen werden konnten, und 

I b) unvorhergesehen, da angenommen wurde, daß derartige 
' Ausgaben vom Bundesminister für Wohnungsbau über- 
nommen würden. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 570a. 


08 02 I 

apr 6Ör ! 


Einzelplan 08 — Biindesminister der Finanzen — 


*) 12 000 ,— 


Zuschuß zu der Zeitschrift „Rechtsprechung zum Wiedergut- 
machungsrecht" 


Der Zuschuß dient der Erweiterung der Zeitschrift „Recht- 
sprechung zum Wiedergutmachungsrecht". Die Erweiterung 
ist für die verstärkte Veröffentlichung — insbesondere für 
Gerichtsentscheidungen — bestimmt, deren gesammelter 
Veröffentlichung bei der Durchführung der Wiedergut- 
machungsansprüche (Rückerstattung und Entschädigung) be- 
sondere Bedeutung zukommt. Außerdem ist die Förderung 
der Zeitschrift aus Bundesmitteln im Hinblick darauf ge- 
boten, daß die Bundesrepublik Deutschland Wiedergut- 
machungspflichtiger ist. Die Zeitschrift erscheint in der C. H. 
Beck'schen Verlagsbuchhandlung in München. Die Höhe des 
Zuschusses war bei Aufstellung des Haushalts 1959 noch 
nicht übersehbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


09 09 57 600,— 

206 j 


40 400,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1959 befand sich die 
Bundesanstalt für Bodenforschung noch im Aufbau. Hinsicht- 
lich des Raumbedarfs war lediglich die Notwendigkeit einer 
erheblichen Anmietung vorauszusehen. Uber die Mietob- 
I jekte im einzelnen, die dafür aufzubringenden Mietzinsen 
und die Raumbewirtschaftungskosten sowie über die Auf- 
teilung der Objekte und der Kosten auf die Bundesanstalt 
und das eng mit ihr verbundene Niedersächsische Landesamt 
I für Bodenforschung war noch nichts bekannt. Der Ansatz bei 


3 





Drucksache 1849 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 




An über- und 
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*) außerplan- 
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1959 

mäßigen Aus- 
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Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


Kap. 09 09 Tit. 206 hat für die Anmietung der unbedingt er- 
forderlichen Räume nicht ausgereicht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 09. 


09 09 
870 


10 000 ,— 


20 050, — Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen, Ma- 

( Vorgriff) schinen und dergleichen 

Die der Bundesanstalt für Bodenforschung für 1959 bewillig- 
ten Mittel reichten nicht aus, den anfallenden unabweisbaren 
Bedarf zu decken. Es war notwendig, Mittel für die erforder- 
lichen Anschaffungen im Wege des Vorgriffs bereitzustellen. 


11 01 

ToT 


11 10 
301 


11 10 
305 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


201 500, — : 80 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte 

' (Richter und Soldaten) und der Beihilfengrundsätze für An- 

gestellte und Arbeiter 

i 

Die nach Kopfsätzen veranschlagten Mittel haben nicht aus- 
! gereicht. Die Mehrausgabe war nicht vorauszusehen und 

wegen des vom Bundesgerichtshof anerkannten Rechtsan- 
spruchs auf die Gewährung von Beihilfen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 01 Tit. 101 bis 104. 


200 000, — ! 200 000,— Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf Grund 

des Soldatenversorgungsgesetzes (SVG) vom 26. Juli 1957 
I (BGBl. I S. 785) 

Im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans 1959 
konnte das Anwachsen der Ausgaben in dem eingetretenen 
Umfang nicht vorhergesehen werden. Nach dem seinerzeit 
vorliegenden Ergebnis der Istausgaben für das Rechnungs- 
jahr 1957 (rd. 10 000 DM) und für das erste Halbjahr des 
Rechnungsjahres 1958 (rd. 31 000 DM) mußte ein Ansatz 
von 200 000 DM als ausreichend betrachtet werden. Die ent- 
standene Mehrausgabe war auf das nicht erwartete stärkere 
Ansteigen der Zahl der Versorgungsberechtigten zurückzu- 
führen. Sie war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 306. 


730 000,— 


639 740,— 


Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 


Bei den Ausgaben handelt es sich um auf Grund gesetzlicher 
Verpflichtungen zu leistende Zahlungen. Infolge des Rück- 
ganges der Zahl der Versorgungsberechtigten war bei der 
Veranschlagung der Mittel für das Rechnungsjahr 1959 auch 
mit einem Rückgang der Ausgaben gerechnet worden. Die- 
ser Erwartung hat das bisherige Istergebnis 1959 jedoch 
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mäßigen Aus- 
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DM 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

I nicht entsprochen. Dies ist im wesentlichen darauf zurückzu- 

! führen, daß die aus dem Sechsten Gesetz zur Änderung und 

I Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes sich ergebenden 

I Leistungsverbesserungen größer sind als erwartet. 

Die Mehrausgabe war ihrer Höhe und ihrem Umfang nach 
I nicht vorherzusehen. Sie ist unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 306. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 
871 

9 V. H. 
gesperrt 

Aus- 

gabe- 

rest 

1958 


12 03 
~^ 3 ~ 


129 000,— 


11 610,— 
1i7'390,— 


50 468,47 
167 85"8^ 


80 000,— 


12 03 


300 000,— 


Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen, Ma- 
1 schinen und dergleichen 

Wegen einer möglichst zentralen Unterbringung der einzel- 
nen Abteilungen des Bundesministeriums für Verkehr in 
Bonn wurden in dem von der Provinzialversicherungsanstalt 
Düsseldorf in Bonn, Bertha-von-Suttner-Platz, zu errichten- 
den Gebäude Büroräume angemietet. Die für die Ausstat- 
tung des neuen Dienstgebäudes entstehenden Kosten konn- 
ten 1959 noch nicht berücksichtigt werden. Für 1960 sind 
101 400 DM veranschlagt. Da das Gebäude wider Erwarten 
58 100, — bereits am 1. Dezember 1959 bezugsfertig wurde, mußten für 
(Vorgriff) die dringendsten Anschaffungen 58 100 DM im Wege des 
Vorgriffs bereitgestellt werden. 


42 000,— 


Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen 

Außerordentlicher Mehrbedarf aus Anlaß von 3 Schiffsun- 
fällen am 30. September 1955, am 25. November 1957 und 
am 28. Oktober 1958. Die Rechtsstreitigkeiten konnten erst 
im Rechnungsjahr 1959 zum Abschluß gebracht werden. Die 
Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel in Höhe von 
42 000 DM ist zwangsläufig und konnte bei der Veranschla- 
gung der Haushaltsmittel für das Rechnungsjahr 1959 nicht 
vorhergesehen werden. 


Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 304. 


173 000,— 
(Vorgriff) 


Beseitigung von Stauschäden im Bereich der Staustufe 
Petershagen, 4. Teilbetrag 

Seit der Errichtung des Staues am Wehr Petershagen im Rah- 
men der Kanalisierung der Mittelweser haben sich die 
Grundwasserverhältnisse in den vom Stau beeinflußten 
Zonen am Oberkanal stellenweise bedeutend verschlechtert. 


Zur Behebung von anerkannten Schadensersatzansprüchen 
sind im laufenden Rechnungsjahr folgende Kosten angefal- 
len: 


a) Restbetrag für die Anlage einer zentralen 

Wasserversorgung der Gemeinde Windheim 195 000 DM 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 03 2 500 000 — 

787 


12 03 2 180 200 — 

788 


b) restliche landeskulturelle Maßnahmen zur 
Stauschadensbeseitigung in den Gemeinden 

Lahde, Wietersheim und Jössen 68 000 DM 

c) Maßnahmen zur Beseitigung von Stauschä- 
den im linken Weserufer bei Brüningsort . 30 000 DM 

d) Grunderwerb sowie Entschädigung für Er- 
tragsausfall für die Jahre 1958 und 1959 . . 150 000 DM 

e) Bauleitungskosten und Insgemein .... 30 000 DM 

zusammen 473 000 DM 

Die Durchführung dieser Maßnahmen war dringend, da eine 
spätere Beseitigung dieser Stauschäden nachhaltige Entschä- 
digungsforderungen und dgl. wegen weiterer Ertragsaus- 
fälle und Strukturänderungen seitens der Geschädigten nach 
sich gezogen hätte. 


40 000, — Wiederaufbau der Anlagen auf Helgoland, 9. Teilbetrag 

Im Zuge des Wiederaufbaues der Anlagen auf der Insel Hel- 
goland wurde der Binnenhäfen als erweiterter Schiffshafen 
für die Schiffahrt und darüber hinaus als Umschlagplatz für 
Baumaterial dringend benötigt. Die Gesamtkosten für den 
Bau des Binnenhafens wurden auf 2 800 000 DM veran- 
schlagt, wovon 2 150 000 DM auf die Sicherheitsräumung und 
die damit untrennbar zusammenhängenden Ufersicherungs- 
arbeiten entfallen. Für die Sicherheitsräumung mußte der 
weitere Betrag von 40 000 DM als überplanmäßige Haus- 
haltsausgabe in Anspruch genommen werden, die durch eine 
entsprechende Minderausgabe bei Kap. 60 02 Tit. 573 ge- 
deckt ist. 


600 000, — Wiederherstellung der planmäßigen Wassertiefe im Nord- 
( Vorgriff) Ostsee-Kanal, Restbetrag 

Infolge der langanhaltenden günstigen Witterung konnten 
die Baggerungen zügig fortgeführt und die Baumaßnahme 
vorzeitig beendet werden. Zur Begleichung der Schlußab- 
rechnung reichten die für das Rechnungsjahr 1959 veran- 
schlagten Haushaltsmittel nicht aus. Hinzu kam, daß von 
dem aus dem Rechnungsjahr 1958 verbliebenen Ausgaberest 
ein Betrag von 362 000 DM, für den vertragliche Verpflich- 
tungen eingegangen waren, zur Abdeckung des Minderaus- 
I gabetitels bei Kap. 12 03 Tit. 999 in Abgang gestellt werden 
I mußte. Ein vorzeitiger Abbruch der Arbeiten war im In- 
teresse der Verkehrssicherungspflicht auf dem Kanal nicht 
zu vertreten und hätte außerdem zusätzliche Ausgaben für 
^ den nochmaligen An- und Abtransport der Geräte erforder- 
1 lieh gemacht. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 03 I 1 000 000 — 
T98 


12 03 I 500 000 — 
^814 ' ■ 

i 



160 000, — Bau eines Sperrwerks in der Este bei Cranz (Niederelbe), 
(Vorgriff) 3. Teilbetrag 


Die Esteabsperrung dient ausschließlich dem Schutz des Hin- 
terlandes gegen Sturmfluten. In den zusätzlichen Vertrags- 
bedingungen der Verdingungsunterlagen wurde schon bei 
Ausschreibung der Arbeiten die Bedingung aufgenommen, 
daß sie bis zum 15. März 1960 zu vollenden seien. Dabei ist 
weiter die Auflage gemacht worden, daß der Hochwasser- 
schutz durch den linken Anschlußdeich bis zum 1. Dezem- 
ber 1959 gewährleistet sein müsse. Die Bauarbeiten wurden 
deshalb so eingeleitet und vorangetrieben, daß die Haupt- 
arbeiten für Bauwerk und Deiche in die sturmflutarmen 
Sommermonate fielen. Der Deichbau war im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel auch so weit fortgeschritten, 
daß ein überfluten nicht mehr möglich war. Die Deich- 
kronenbefestigungen mußten jedoch noch endgültig fertig- 
gestellt und abgerechnet werden. Zur Begleichung der 
Schlußabrechnungen reichten die verfügbaren Haushaltsmit- 
tel nicht aus. Da die sturmflutsichere Absperrung unbedingt 
bis zum Beginn des Winters erreicht werden mußte, war 
unter diesen außergewöhnlichen Umständen die Inanspruch- 
nahme überplanmäßiger Haushaltsmittel unerläßlich. 


200 000,— Bau einer Ufermauer vor dem Bau- und Tonnenhof in Bre- 
( Vorgriff) merhaven, 1. Teilbetrag 

Die etwa 100 m lange Ufermauer vor dem Bau- und Tonnen- 
hof in Bremerhaven, die aus Backsteinen bestand und auf 
hölzernem Pfahlrost gegründet war, war im Herbst 1956 auf 
40 m Länge in Bewegung gekommen und mußte abgerissen 
werden. Die Erneuerung der Ufermauer war vordringlich 
geworden, weil auf die fehlenden Liegeplätze für die ver- 
\valtungseigenen Schiffe nicht länger verzichtet werden 
konnte und weil in der Geeste unmittelbar neben dem Ton- 
nenhof ein Sturmflutsperrwerk gebaut wurde. Im Zuge die- 
ses Baues mußte bei der Herstellung der Baugrube die dem 
Tonnenhof gegenüberliegende Hälfte der Geeste durch 
Rammen von Spundwänden abgedämmt werden. Durch die 
umspundete Baugrube des Sperrwerks war das Fahrwasser 
auf der Südseite der Geeste unterbrochen. Die Schiffahrt war 
daher gezwungen, das Fahrwasser am Nordufer zu benut- 
zen. Hier mußte jedoch die erforderliche Tiefe erst durch 
Baggerungen hergestellt werden. Sodann war die Spund- 
wandschürze zu rammen und nach rückwärts zu verankern, 
die in der Ebene der neuen Stahlbeton-Winkelstützmauer 
auf ihrer ganzen Länge angeordnet ist. Da die Verankerung 
der Spundwand in den horizontal liegenden Schenkel der 
Winkelstützmauer hineingeht, mußte auch diese sogleich im 
ganzen errichtet werden. Unter diesen außergewöhnlichen 
Umständen war die Inanspruchnahme überplanmäßiger 
Haushaltsmittel unerläßlich. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

12 14 j 

99 800,— 

30 000,— 

Beiträge für meteorologische Organisationen 

675 


i 

Die Weltorganisation für Meteorologie (WOM), eine Son- 


derorganisation der Vereinten Nationen, der zur Zeit 103 
Staaten und Territorien mit eigenen Wetterdiensten ange- 
hören, errichtet in Genf auf Grund eines Beschlusses ihrer 
Mitglieder — auch der Bundesrepublik — ein eigenes Ge- 
bäude. Mit dem Bezug des Gebäudes wird im Frühjahr 1960 
gerechnet. Der Generalsekretär der WOM hat die Mitglied- 
staaten aufgefordert, einem internationalen Brauch zu fol- 
gen und durch Sachspenden zum Schmuck und zur Ausstat- 
tung des neuen Dienstgebäudes beizutragen. Zahlreiche Mit- 
gliedstaaten haben Sachspenden fest zugesagt, mit einer 
Reihe weiterer Staaten werden Verhandlungen geführt. Das 
Ansehen der Bundesrepublik und der Ruf des Deutschen 
Wetterdienstes, der an der Arbeit der Organisation lebhaft 
teilnimmt, lassen es geboten erscheinen, der Aufforderung 
Folge zu leisten. Vorgesehen ist eine Simultan-Dolmetscher- 
anlage der Firma Siemens & Halske für 5 Konferenzsprachen 
und 50 Teilnehmer, die 30 000 DM kostet. Die Bundesregie- 
rung hat dieser Sachspende, durch die gleichzeitig tech- 
nisch die Voraussetzung dafür geschaffen wurde, daß neben 
den derzeitigen 4 Amtssprachen (Englisch, Französisch, Spa- 
nisch und Russisch) auch die deutsche Sprache benutzt wer- 
den kann, am 12. Oktober 1959 zugestimmt. Die Mehraus- 
gabe konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1959 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 302. 


24 03 
71 ^ 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 


641 900,— 


I 

i 


1 353 000, — Instandsetzung des Rundfunkhauses, Berlin, Masurenallee, 

(Vorgriff) 4. Teilbetrag 

Das Gebäude Berlin, Masurenallee 4, das der Bundesrepu- 
blik Deutschland als einzigem Gesellschafter im Wege der 
Vorwegausschüttung von der Reichsrundfunkgesellschaft 
mbH i. L. überlassen worden ist, wird für Rundfunkzwecke 
instand gesetzt. 

Die Gesamtbaukosten gemäß § 14 RHO 


betragen 8 953 000 DM. 

In den Rechnungsjahren 1956 bis 1959 wur- 
den bewilligt 6 800 000 DM. 

Es verbleibt somit ein Teilbetrag von ... 2 153 000 DM, 


der im Voranschlag für das Rechnungsjahr 1960 bei 
Kap. 24 03 Tit. 714 veranschlagt ist. 

Der „Sender Freies Berlin“ (SFB) nutzt das Gebäude, soweit 
es hergerichtet ist, mietweise und wird auch die anderen 
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noch Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes ■ — • 

Teile nach Fertigstellung übernehmen. Im Rechnungsjahr 
1959 ergab sich aus zwingenden politischen Gründen die 
Notwendigkeit, die Bauarbeiten, insbesondere am Sende- 
saal, zügiger durchzuführen, um dem SFB die Aufnahme 
I der vollen Sendetätigkeit zu ermöglichen. Dieser Umstand 
i war bei Aufstellung des Haushalts 1959 nicht vorhersehbar. 
Der infolgedessen erforderlich gewordene Vorgriff ist im 
Hinblick auf das erhebliche Interesse des Bundes an 'der 
baldigen Fertigstellung des Rundfunkhauses unabweisbar. 




Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 01 115 600,— 

107 


60 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 

der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Die im Haushalt 1959 in Höhe des Richtsatzes veranschlagten 
Mittel für Beihilfen in Krankheitsfällen reichen nicht aus. Da 
auf Beihilfen ein klagbarer Rechtsanspruch besteht, liegt zur 
Abwicklung der vorliegenden Anträge ein unabweisbares 
Bedürfnis vor. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 


32 03 
apl. 87^ 


32 03 1 

apl. 87T i 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

*) 17 900, — Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen 

Der Bundesschuldenverwaltung sind im Rechnungsjahr 1959 
neue gesetzliche Aufgaben übertragen worden, für deren 
Erledigung der Personalbestand um 43 Arbeitskräfte ver- 
mehrt worden ist. 

I Um zu gewährleisten, daß die Neueingestellten die Arbeit 
1 aufnehmen konnten, bedurfte es der sofortigen Anschaffung 
I von 43 Zimmerausstattungen. 

Die Ausgaben waren unabweisbar und bei Aufstellung des 
Haushalts 1959 nicht vorauszusehen. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 300. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
der 99. Sitzung am 9. Dezember 1959 von der außerplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 


*) 11 700,— Erstmalige Anschaffung von Schreib- und Rechenmaschinen 

Der Bundesschuldenverwaltung sind im Rechnungsjahr 1959 
■ neue gesetzliche Aufgaben übertragen worden, für deren 
Erledigung der Personalbestand um 43 Arbeitskräfte ver- 
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noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 



32 05 

^5 


377 326 400 — i 


I 

i 


mehrt worden ist. In diesem Zusammenhang wurden Schreib- 
und Rechenmaschinen benötigt. 

Die Ausgaben waren unabweisbar und bei Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlags 1959 nicht vorherzusehen. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 300. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
der 99. Sitzung am 9. Dezember 1959 von der außerplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 


7 470 522,21 i Tilgung der durch das Londoner Schuldenabkommen und im 
Zusammenhang damit geregelten Verbindlichkeiten 

Auf Grund einer mit der Regierung der Französischen Repu- 
blik getroffenen Vereinbarung tilgt der Bund im Haushalts- 
jahr 1959 vorzeitig die vertraglich erst am 1. August 1962, 
1963 und 1964 fällig werdenden Raten der französischen 
Nachkriegswirtschaftshilfe über insgesamt 1 776 000 Dollar. 
Die Zahlung der 3 Jahresraten erfolgte nach Artikel 1 des 
Abkommens in dem zum Zeitpunkt der Zahlung zu errech- 
nenden Gegenwert in ffrs. Die Zahlung wurde binnen einem 
Monat nach Inkrafttreten der Vereinbarung fällig. Die Ver- 
einbarung ist mit dem Austausch der Noten am 17. Septem- 
ber 1959 in Kraft getreten. Die Ausgabe war unabweisbar 
und bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 1959 nicht 
vorherzusehen. 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 681. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages ist in der 
73. Sitzung am 20. März 1959 über die Angelegenheit unter- 
richtet worden. Bedenken sind nicht erhoben worden. 


36 04 
apl. 


Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung — 


*) 12 056,41 


übungskosten 


Für die an der NATO-Übung „Side-Step" teilnehmenden 
zivilen Behörden mußten Fernsprech- und Fernschreibleitun- 
gen angemietet werden. Hierdurch entstanden Kosten in 
Höhe von 12 056,41 DM. 


Die Ausgabe war 

a) unabweisbar, da sie zur Erprobung der gesamten zivilen 
Verteidigung im Verteidigungsfalle erforderlich war und 

b) unvorhergesehen, weil sich die Notwendigkeit der Be- 
teiligung an der Übung erst nach Aufstellung des Haus- 
halts 1959 ergeben hat. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 304. 
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36 04 
apl. 530 


*) 260 000,— 


Mietvorauszahlungen in Form von Darlehen zur Anmietung 
von Lagerräumen für die Arzneimittelbevorratung 


Die für die Unterbringung der zur Sicherstellung der ärzt- 
lichen Versorgung zu beschaffenden Arzneimittel usw. be- 
nötigten Lagerräume werden grundsätzlich angemietet. In 
einigen Fällen mußten den Vermietern zur Erstellung von 
geeigneten Lagerräumen Mietvorauszahlungen gewährt wer- 
den. 


Die Mehrausgabe war 

a) unabweisbar, da die beschafften Arzneimittel usw. ander- 
weitig nicht gelagert werden konnten, und 

b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts 1959 
nicht damit gerechnet wurde, daß Mietvorauszahlungen 
gewährt werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 604. 


36 07 
952 


350 000,— 


i 


23 000,— 


Maßnahmen zur Erhöhung der Betriebssicherheit der Fern- 
sprechnetze der Bundesverkehrsverwaltung einschließlich 
der Deutschen Bundesbahn in Notstandszeiten 


b) Straßenverwaltung 

Gegenüber der für die Veranschlagung der Haushaltsmittel 
zugrunde gelegten Vertragssumme für die Baumaßnahmen 
sind unabwendbare Mehrleistungen des Auftragnehmers not- 
wendig geworden, die erst im Laufe des Rechnungsjahres 
1959 ermittelt werden konnten und die Vertragssumme um 
23 000 DM übersteigen. 

Zur Durchführung des zivilen Notstandsprogramms ist die 
Baumaßnahme im Rechnungsjahr 1959 zum Abschluß zu 
bringen. Für die überplanmäßige Haushaltsausgabe besteht 
daher ein unabweisbares und unvorhergesehenes Bedürfnis. 

Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 955 c). 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 ; 
396 I 


17 500 000,— 


13 425 000,— 


Prägekostenr Metallbeschaffungskosten und sonstige Kosten 
für die Unterhaltung des Münzumlaufs sowie Kosten der 
Bekämpfung der Falschmünzerei 


Bei der Einführung der Deutschen Mark im Saarland waren 
die in Umtausch gegen DM-Münzen aufkommenden saar- 
ländischen Münzen bei Kap. 60 02 Tit. 396 mit ihrem Nenn- 
wert in Ausgabe zu stellen. Es handelt sich dabei um einen 
Betrag von schätzungsweise 7 000 000 DM. Die darüber hin- 
ausgehende Mehranforderung ist durch einen bei Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1959 
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nicht vorherzusehenden Mehrbedarf an Münzen für den 
Zahlungsverkehr bedingt. 

Die Mehrausgabe ist zur Sicherung eines geordneten Münz- 
umlaufs unabweisbar. Sie ist durch erhöhte Einnahmen aus 
der Münzprägung bei Kap. 60 02 Tit. 68 gedeckt. 


60 02 
apl. 950 


Leistungen des Bundes gemäß Artikel 55 des Saarvertrages 
vom 27. Oktober 1956 (BGBL II S. 587) 

Zur Abwicklung von Verpflichtungen des Bundes im Zu- 
sammenhang mit der Einführung der Deutschen Mark im 
Saarland anläßlich dessen wirtschaftlicher Eingliederung in 
die Bundesrepublik ist bei Kap. A 60 02 Tit. 950 des Bundes- 
haushaltsplans für 1959 ein Betrag von 578 000 000 DM ver- 
anschlagt worden. Dieser Betrag stellt den zuip Kurs von 
117,549 ffrs. = 1 DM umgerechneten DM-Gegenwert für er- 
wartete Ausgaben in Höhe von rd. 87 800 000 000 ffrs. dar. 

Die wirtschaftliche Übergangszeit im Saarland war mit Ab- 
lauf des 5. Juli 1959 beendet (BGBl. I S. 401). Nach der 
Abrechnung mit Frankreich gemäß Artikel 60 in Verbindung 
mit Anlage 19 des Saarvertrages und nach Abschluß des 
Geldumtausches im Saarland haben sich aus der Einführung 
der Deutschen Mark im Saarland Verpflichtungen des Bun- 
des ergeben, deren Frankengegenwert rd. 67 900 000 000 ffrs. 
betrug. Außerdem kamen bei der Erfüllung der Zahlungs- 
verpflichtungen gegenüber Frankreich im Monat Juli 1959 
Umrechnungskurse zur Anwendung, die für den Bund un- 
günstiger waren als der bei der Veranschlagung zugrunde 
gelegte Umrechnungskurs. 

Dies hat dazu geführt, daß der bei Kap. A 60 02 Tit. 950 ver- 
anschlagte Betrag von 578 000 000 DM zur Erfüllung der Zah- 
lungsverbindlichkeiten des Bundes nicht ausgereicht hat. Es 
war deshalb unabweisbar, die durch den Betrag von 
578 000 000 DM nicht gedeckten Verpflichtungen des Bundes 
durch eine außerplanmäßige Haushaltsausgabe zu erfüllen. 

Diese Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1959 nicht vorherzusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


60 02 
apl. 960 


*) 200 000 ,— 


Einmalige Spende an den Hohen Kommissar der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge zur Beseitigung eines akuten Not- 
standes 


Als finanzieller Beitrag der Bundesregierung zur Beseitigung 
eines akuten Notstandes ist dem Hohen Kommissar der Ver- 
einten Nationen für Flüchtlinge ein Betrag von 200 000 DM 
zur Verfügung gestellt worden. 

Diese Ausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1959 nicht vorhergesehen werden. Aus außenpoliti- 
schen Gründen war die Ausgabe unabweisbar. Wegen der 
Dringlichkeit der erforderlichen Hilfsmaßnahmen konnte die 
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60 04 
a"pl7961 


Zahlung auch nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurück- 
gestellt werden. Die notwendigen Haushaltsmittel mußten 
daher außerplanmäßig bereitgestellt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


*) 500 000, Ablösung des Beuteanspruchs der Briten an den MAN-Krä- 

nen in Hamburg 

Die britische Besatzungsmacht hat nach dem Kriege u. a. 68 
MAN-Kräne am Hochmannkai in Hamburg als Beute ange- 
sehen. Als Ausgleich für die Überlassung der Kräne hat die 
britische Regierung 500 000 DM gefordert. Sie stützt ihre An- 
sprüche auf Artikel 53 Abs. 1 der Haager Landkriegsordnung 
und auf Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe f der britischen Militär- 
regierungsverordnung Nr. 202. Die Bundesregierung hat am 
7. September 1955 dem Verlangen der britischen Regierung 
entsprochen. Die Verzögerung der Ablösung bis in das lau- 
fende Rechnungsjahr wurde durch nicht von der Bundesregie- 
rung zu vertretende Gründe verursacht. Die britische Regie- 
rung hat nunmehr auf kurzfristige Erfüllung des Anspruchs 
I gedrängt. 

Die Haushaltsausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts 
1959 nicht vorhergesehen werden; sie ist unabweisbar und 
mußte daher außerplanmäßig bewilligt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 93. Sitzung am 14. Oktober 1959 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 
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